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Aus der Praxis: Aufklärung 
vor chirurgischem Eingriff 
Herr M. ist 75 Jahre alt und war bis zu seiner 
krankheitsbedingten frühzeitigen Pensionie­
rung vor 20 Jahren als angestellter Schreiner 
tätig. Er lebt mit seiner gleichaltrigen Ehefrau 
in einer Vierzimmerwohnung. Beide Eheleute 
haben vor drei Jahren in einer Patientenver­
fügung festgehalten, dass im Falle einer Ur­
teilsunfähigkeit ihr Sohn, das einzige Kind, 
stellvertretend für sie medizinische Entschei­
dungen treffen soll. Bei Herrn M. besteht 
neben einer degenerativen, mittlerweile 
schweren Mitralklappeninsuffizienz seit vielen 
Jahren eine bipolare affektive Störung. Diese 
Erkrankung war der Grund für Herrn M’s 
frühzeitige Pensionierung. Unter konsequen­
ter psychiatrischer Behandlung ist es in den 
vergangenen Jahren nicht mehr zu einem 
manischen Syndrom mit paranoiden Zügen 
gekommen. Die Stimmung von Herrn M. ist 
allerdings oft gedrückt und sein Antrieb ver­
mindert. Zudem sind seine kognitiven Fähig­
keiten seit zwei Jahren deutlich eingeschränkt. 
Neben einer zunehmenden Vergesslichkeit be­
schreibt die Ehefrau, dass er komplexe Aufga­
ben wie z.B. das Montieren einer Lampe nicht 
mehr lösen könne. Auch habe er bei Abstim­
mungen und Wahlen grösste Mühe, sich ein 
Urteil zu bilden. 

In der Sprechstunde der Kardiologischen 
Universitätsklinik wurde die Indikation zu 
einem operativen Ersatz der Mitralklappe ge­
stellt. Ein Aufklärungsgespräch bei der operie­
renden Herzchirurgin ist in wenigen Wochen 
vorgesehen. Herr M. soll nach diesem Ge­
spräch den Aufklärungsbogen unterzeichnen 
und damit seine Einwilligung zum Eingriff ge­

ben. Die Herzchirurgin bittet den Hausarzt, der 
Herrn M. schon fast 30 Jahre kennt, vorgängig 
die Frage der Urteilsfähigkeit zu beantworten. 
Falls Zweifel an der Urteilsfähigkeit bestehen, 
möchte die Herzchirurgin das Gespräch mit 
dem Sohn führen, der in der Patientenverfü­
gung als Vertretungsperson aufgeführt ist. 

Der Hausarzt hat Herrn M. im vergange­
nen Jahr als sehr ambivalent erlebt gegenüber 
dem schon seit längerer Zeit diskutierten Ein­
griff. In den letzten Wochen nahm der Lei­
densdruck durch die anstrengungsabhängige 
Atemnot allerdings zu, weswegen Herr M. ak­
tuell dazu neigt, den Eingriff vornehmen zu 
lassen. Seine Ehefrau fürchtet, ihren Mann bei 
der Operation zu verlieren und rät ihm vom 

Eingriff ab. Dem Hausarzt kommt nun die 
Aufgabe zu, abzuklären, ob Herr M. im Hin­
blick auf die Entscheidung zur Operation als 
urteilsfähig angesehen werden kann.

Was sagen die SAMW-
Richtlinien dazu?
Grundsätzlich wird von Urteilsfähig-
keit ausgegangen 
In der SAMW-Richtlinie «Urteilsfähigkeit in 
der medizinischen Praxis» [2] gilt eine er­
wachsene Person grundsätzlich als urteilsfä­
hig. Die Urteilsfähigkeit wird nur dann syste­
matisch evaluiert, wenn begründbare Zweifel 
an dieser aufkommen oder die Feststellung aus 
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juristischen Gründen erforderlich ist. Der Pa­
tient oder die Patientin ist über die Evaluation 
zu informieren. Es darf (abgesehen von Klein­
kindern) weder allein aus dem Lebensalter 
noch allein aus einer bestimmten Diagnose auf 
Urteilsunfähigkeit geschlossen werden. 

Urteilsunfähigkeit basiert auf ethisch-
normativen Überlegungen
Urteilsunfähigkeit ist keine inhärente Eigen­
schaft, sondern wird der Patientin oder dem 
Patienten zugeschrieben. Diese Zuschreibung 
beruht auf einem Abwägen relevanter Infor­
mationen; sie erfolgt unter Einbezug der mo­
ralischen Prinzipien «Respekt vor der Selbst­
bestimmung der Patientin oder des Patienten» 
und «Fürsorge». 

Urteilsunfähigkeit wird situations- 
und zeitbezogen beurteilt 
Urteilsunfähigkeit wird der Patientin oder 
dem Patienten nur im Hinblick auf eine spe­
zifische Entscheidung und zu einem definier­
ten Zeitpunkt zugeschrieben. Diese Zuschrei­
bung darf nicht als dauerhaft gegeben 
angesehen werden. Sie ist erneut zu evaluie­
ren, wenn es Hinweise darauf gibt, dass sich 
der Zustand der Patientin oder des Patienten 
verändert hat. 

Urteilsfähigkeit setzt bestimmte 
mentale Fähigkeiten voraus 
Sowohl kognitive als auch emotionale, moti­
vationale und voluntative (auf die Willens­
bildung und -umsetzung bezogene) Faktoren 
sind für die Urteilsfähigkeit der Patientin 
oder des Patienten relevant. Sie betreffen 
die folgenden Kategorien mentaler Fähigkei­
ten: 

	– Erkenntnisfähigkeit: Für die Entschei­
dung relevante Informationen können zu­
mindest in den Grundzügen erfasst wer­
den; 

	– Wertungsfähigkeit: Vor dem Hintergrund 
verschiedener Handlungsoptionen kann 
der Entscheidung eine persönliche Bedeu­
tung beigemessen werden; 

	– Willensbildungsfähigkeit: Aufgrund der 
verfügbaren Informationen und eigener 
Erfahrungen, Motive und Wertvorstellun­
gen kann ein Entscheid getroffen werden; 

	– Willensumsetzungsfähigkeit: Der Ent­
scheid kann kommuniziert, vertreten und 
in die entsprechende Handlung umgesetzt 
werden. 

Je komplexer und folgenreicher die Entschei­
dung ist, desto höher sind die Anforderungen 
an die mentalen Fähigkeiten. Deren angemes­
sene Beurteilung erfordert eine ganzheitliche 
Betrachtung der Person. 

Signifikant eingeschränkte Fähigkeiten 
erforderlich 
Für eine Zuschreibung von Urteilsunfähigkeit 
muss eine signifikante Einschränkung menta­
ler Fähigkeiten vorliegen. Die Einschränkung 
muss zudem auf eine Ursache zurückgeführt 
werden können, die den Rechtsbegriffen «Kin­
desalter», «psychische Störung», «geistige Be­
hinderung», «Rausch» oder «ähnliche Zustän­
de» zuzuordnen ist [3]. 

Bedeutung der Richtlinien für 
die Situation von Herrn M. 
Im Fall von Herrn M. liegt einer der im Gesetz 
genannten Schwächezustände vor – eine bipo­
lare Störung, zu der in letzter Zeit deutliche 
kognitive Defizite hinzugekommen sind. Mit 
diesen Diagnosen und der vom Hausarzt fest­
gestellten Ambivalenz gegenüber dem Eingriff 
dürfen der Hausarzt und die Herzchirurgin 
nicht von einer grundsätzlichen Urteilsfähig­
keit ihres Patienten ausgehen. Da ein Aufklä­
rungsgespräch vorgesehen ist und Herr M. 
nach diesem Gespräch dem Eingriff zustim­
men oder diesen ablehnen und dies mit seiner 
Unterschrift bezeugen sollte, ist eine Abklä­
rung der Urteilsfähigkeit angezeigt. 

Für die Herzchirurgin besteht eine Aufklä­
rungspflicht. Jedoch kann ein urteilsunfähiger 
Mensch nicht rechtsgenügend aufgeklärt wer­
den und daher auch nicht in einen Eingriff ein­
willigen [4]. Würde die Herzchirurgin aller­
dings den Sohn des Patienten aufklären, 
obwohl bei Herrn M. eine diesbezügliche Ur­
teilsfähigkeit vorliegt, würde sie sich dem Vor­
wurf der Verletzung des Berufsgeheimnisses 
und der Datenschutzgesetzgebung aussetzen 
[5].

Der Hausarzt muss die Urteilsfähigkeit 
von Herrn M. spezifisch im Hinblick auf die 
Entscheidung für oder gegen den operativen 
Eingriff beurteilen. Er wird Herrn M. mittei­
len, dass und weswegen er seine Urteilsfähig­
keit prüft. Dazu gehört die Prüfung der Er­
kenntnisfähigkeit und der Wertungsfähigkeit. 
Angesichts der vom Hausarzt beobachteten 
Ambivalenz des Patienten und der den Eingriff 
ablehnenden Ehefrau gilt es, die ebenfalls 
durchzuführende Prüfung der Fähigkeit zur 
Willensbildung und zur Willensumsetzung 
besonders sorgfältig durchzuführen. Der 
Hausarzt kann hierfür das in den SAMW-
Richtlinien [2] zitierte U-Doc-Formular zur 
Evaluation und Dokumentation der Urteilsfä­
higkeit einsetzen. Dieses enthält Anregungen 
für Fragen, die er Herrn M. stellen kann [6].

Bei der Erkenntnisfähigkeit verschafft 
sich der Hausarzt einen Eindruck, ob Herr M. 
in der Lage ist, die vermittelten Informationen 
zur Erkrankung, den Entscheidungsalternati­

ven und die jeweiligen Vor- und Nachteilen zu 
verstehen und in seinen eigenen Worten wie­
derzugeben. 

Bei der Wertungsfähigkeit geht es um die 
lebensgeschichtliche Einordnung der Ent­
scheidung, die Gewichtung der erhaltenen In­
formationen und auch um die affektive Beteili­
gung am Entscheidungsprozess. Herr M. wird 
z.B. vom Hausarzt gefragt, was die Vorstellung 
in ihm auslöst, am Herzen operiert zu werden. 

Bei der Fähigkeit zur Willensbildung und 
-umsetzung geht es schliesslich darum zu 
eruieren, ob Herr M. in der Lage ist, eine Ent­
scheidung zu treffen und diese zu kommuni­
zieren. Der Hausarzt prüft, ob er seine Ent­
scheidung begründen kann und ob er in der 
Lage scheint, seinen Willen zu behaupten, z.B. 
gegen den Widerstand seiner Ehefrau, die der 
Operation ablehnend gegenübersteht.

Nach der Prüfung der Urteilsfähigkeit do­
kumentiert der Hausarzt seine Feststellungen. 
Zuhanden der Herzchirurgin hält er fest, ob 
Herr M. zum Zeitpunkt der Exploration im 
Hinblick auf die Entscheidung für oder gegen 
den vorgesehenen Eingriff urteilsfähig ist. 
Hierbei handelt es sich immer um eine Ja-
Nein-Entscheidung: Entweder ist Herr M. ur­
teilsfähig im Hinblick auf die Entscheidung für 
oder gegen die Operation, oder er ist es nicht. 

Schlussfolgerungen 
Die Urteilsfähigkeit ist im medizinischen All­
tag von grundlegender Bedeutung. Nur eine 
urteilsfähige Patientin oder ein urteilsfähiger 
Patient kann rechtswirksam in eine medizini­
sche Behandlung einwilligen (oder seinen 
Willen im Voraus in einer Patientenverfügung 
festhalten). Ist eine Patientin oder ein Patient 
urteilsunfähig und hat seinen Willen nicht 
vorausverfügt, übernehmen Vertretungs­
personen deren oder dessen Rolle im Ent­
scheidungsprozess. Das Vorhandensein von 
Urteilsfähigkeit ist somit ein entscheidender 
Faktor zur Abgrenzung zwischen Selbst- und 
Fremdbestimmung. Einer Person die Ent­
scheidungsbefugnis über persönliche Belange 
– wie die Einwilligung in eine medizinische 
Behandlung – abzusprechen, ist ein schwer­
wiegender Eingriff. Dieser kann massive 
Auswirkungen auf das Selbstverständnis der 
Person, auf die Beziehung zwischen den Be­
handelten und dem Behandlungsteam sowie 
auf das weitere Beziehungsgefüge der Patientin 
oder des Patienten haben. Aus ethischer Pers­
pektive lässt sich ein solcher Eingriff nur recht­
fertigen, wenn die Voraussetzungen für selbst­
bestimmtes Handeln nicht gegeben sind und 
die betreffende Person vor möglichen negati­
ven Konsequenzen ihrer – in urteilsunfähigem 
Zustand getroffenen – Entscheidungen ge­
schützt werden muss. 
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Nicht nur die Urteilsfähigkeit von Patien­
tinnen und Patienten, auch das Urteilsver­
mögen der Evaluierenden kann eingeschränkt 
sein. Voreingenommenheit, z. B. aufgrund 
vonstarken weltanschaulichen Überzeugun­
gen, individuellen Wertvorstellungen, wenig 
reflektierten persönlichen Behandlungspräfe­
renzen oder persönlichen Interessenkonflik­
ten, kann zu einer verzerrten Einschätzung 
führen. Ein angemessener Umgang mit Befan­
genheit ist im Sinne einer qualitativ hoch­
stehenden Evaluation dringend geboten, da 
das Ergebnis für die Betroffenen weitreichende 
Konsequenzen haben kann. Das Absprechen 
der Urteilsfähigkeit darf nicht willkürlich 
erfolgen, der Entscheid muss sich auf trans­
parente Kriterien stützen und intersubjektiv 
nachvollziehbar sein. [2]
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